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MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, Hamburg 
WKN A1TNWJ / ISIN DE000A1TNWJ4  

 
Einladung zur ordentlichen 

Hauptversammlung 
(virtuelle Hauptversammlung) 

 
Eindeutige Kennung des Ereignisses: MPCK062025HV 

 
 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre* zu der am Freitag, den 13. Juni 2025, 10:00 Uhr (MESZ), 
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
mit Sitz in Hamburg ein.  
 
*Aus Gründen der Sprachvereinfachung und der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf 
eine geschlechterspezifische Schreibweise verzichtet. Alle personenbezogenen 
Bezeichnungen und Begriffe sind als geschlechtsneutral zu verstehen. 
 
Die Hauptversammlung wird gemäß § 12.6 der Satzung der Gesellschaft in der Form einer 
virtuellen Hauptversammlung gemäß § 118a Aktiengesetz („AktG“) ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten.  
 
Die Hauptversammlung wird für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 
Bevollmächtigte live in Bild und Ton im Internet auf der Internetseite der MPC Münchmeyer 
Petersen Capital AG unter www.mpc-capital.de/HV im passwortgeschützten Internetservice 
übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt – durch die Aktionäre selbst oder 
durch Bevollmächtigte – ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch 
Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Ort der 
Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume der MPC 
Münchmeyer Petersen Capital AG, Palmaille 67, 22767 Hamburg.  
 
Eine physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung ist 
ausgeschlossen. Zu weiteren Einzelheiten vgl. die weiteren Angaben und Hinweise am Ende 
der Einladung im Anschluss an die Tagesordnung. 
 

I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten 
Konzernabschlusses, des zusammengefassten Lageberichts des Vorstands zur 
Gesellschaft und zum Konzern, des Berichts des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2024 sowie des Vorschlags des Vorstands für die Verwendung des 
Bilanzgewinns 
 
Die vorgenannten Unterlagen werden in der Hauptversammlung näher erläutert. Sie 
können ab dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite 
der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV eingesehen werden. Die vorgenannten 
Unterlagen werden dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein.  
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Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den 
Konzernabschluss gebilligt; damit ist der Jahresabschluss festgestellt. Eine 
Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 1 wird daher entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen nicht erfolgen. Der Beschluss über die Verwendung des 
Bilanzgewinns wird unter Punkt 2 der Tagesordnung gefasst. 

 
2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns  

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG zum 31. Dezember 2024 ausgewiesenen 
Bilanzgewinn in Höhe von EUR 10.401.835,42 wie folgt zu verwenden: 
 
- Ein Teilbetrag von EUR 9.517.090,68 wird zur Zahlung einer Dividende von EUR 0,27 

je dividendenberechtigter Aktie verwandt; 
- der verbleibende Teilbetrag von EUR 884.744,74 wird auf neue Rechnung 

vorgetragen. 
 
Der Vorschlag berücksichtigt die im Zeitpunkt der Einberufung vorhandenen 35.248.484 
dividendenberechtigten Stückaktien. Eigene Aktien sind nach § 71b AktG nicht 
dividendenberechtigt. Sollte sich die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien bis 
zur Beschlussfassung der Hauptversammlung verändern, wird der Hauptversammlung bei 
unveränderter Ausschüttung von EUR 0,27 je dividendenberechtigter Stückaktie ein 
entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet. 
 
Der Anspruch auf die Dividende ist am 18. Juni 2025 fällig und wird ab diesem Tag 
ausgezahlt. 
 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 
 
Die Mitglieder des Vorstands im Geschäftsjahr 2024 werden für diesen Zeitraum entlastet. 
 

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 
 
Die Mitglieder des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 2024 werden für diesen Zeitraum 
entlastet. 

 
5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und 

Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 und das Geschäftsjahr 2026 
vor der ordentlichen Hauptversammlung 2026 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, zu beschließen: 
 
Die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, wird zum Abschlussprüfer und 
Konzernabschlussprüfer für das am 31. Dezember 2025 ablaufende Geschäftsjahr der 
Gesellschaft bestellt. Zugleich wird die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Hamburg, zum Prüfer für eine prüferische Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts zum 
30. Juni 2025 sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht des 
Halbjahresfinanzberichts zum 30. Juni 2026, sofern dieser vor der ordentlichen 
Hauptversammlung 2026 erstellt wird, bestellt, soweit diese erfolgt. 
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6. Beschlussfassung über Ergänzungswahlen zum Aufsichtsrat  
 
Die von den Anteilseignern gewählten Mitglieder des Aufsichtsrats Herr Dr. Axel Schroeder 
und Herr Joachim Ludwig haben ihr Mandat mit Wirkung zum 16. Dezember 2024 
niedergelegt und sind entsprechend aus dem Aufsichtsrat ausgeschieden. Ihre reguläre 
Amtszeit hätte mit Ablauf der Hauptversammlung geendet, die über die Entlastung des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2027 beschließt. Auf Antrag des Vorstands hat das 
Amtsgericht Hamburg mit Beschluss vom 8. Januar 2025 Herrn Petros Panagiotidis und 
Herrn Petros Zavakopoulos jeweils befristet bis zur nächsten Hauptversammlung zu 
Mitgliedern des Aufsichtsrats bestellt. Ihre Ämter enden damit mit der Hauptversammlung 
am 13. Juni 2025. Es sind daher Ergänzungswahlen erforderlich. 
 
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß § 8.1 der Satzung und den §§ 96 Abs. 1, 
101 Abs. 1 AktG aus drei Mitgliedern zusammen, die von der Hauptversammlung ohne 
Bindung an Wahlvorschläge gewählt werden; § 1 Abs. 1 Nr. 1 DrittelbG findet keine 
Anwendung. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden nach § 8.2 der Satzung, wenn nicht 
die Hauptversammlung ein anderes beschließt, für die Zeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach der 
Wahl beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Aufsichtsratsmitglieder 
gewählt werden, nicht mitgezählt. Eine Wiederwahl ist möglich. Wird ein 
Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausgeschiedenen Mitglieds gewählt, so besteht sein 
Amt für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds. 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor,  
 
a) Herrn Petros Panagiotidis, geb. am 10. April 1990, wohnhaft in Limassol, Zypern, Chief 

Executive Officer (CEO) und Vorsitzender des Board of Directors, Castor Maritime Inc., 
Majuro, Marshall Islands, und 

 
b) Herrn Petros Zavakopoulos, geb. am 27. April 1991, wohnhaft in Athen, Griechenland, 

Managing Director und Vorsitzender des Board of Directors, Cosmomed S.A., Athen, 
Griechenland, 

 
mit Wirkung ab dem Zeitpunkt der Beendigung der Hauptversammlung am 13. Juni 2025 
bis zum Zeitpunkt der Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2027 beschließt, im Wege der 
Einzelwahl als Vertreter der Anteilseigner in den Aufsichtsrat zu wählen.  
 
Petros Panagiotidis ist zurzeit in folgenden weiteren gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 
oder vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen 
Mitglied: 
 
- MPC Container Ships ASA, Oslo, Norwegen, Mitglied des Board of Directors 

- Toro Corp., Majuro, Marshall Islands, Chief Executive Officer und Vorsitzender des 

Board of Directors 

- Robin Energy Ltd., Majuro, Marshall Islands, Chief Executive Officer und Vorsitzender 
des Board of Directors 

 
Petros Zavakopoulos ist zurzeit in folgenden weiteren gesetzlich zu bildenden 
Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen Mitglied: 
 
- Toro Corp., Majuro, Marshall Islands, Mitglied des Board of Directors 
- F. Bosch International Limited, Hong Kong, Mitglied des Board of Directors 
- Leoussis S.A., Athen, Griechenland, Mitglied des Board of Directors 
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Weitere Informationen zu den vorgeschlagenen Kandidaten sind über die Internetseite der 
Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich. 

 
7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 

Aktien 
 

Die von der Hauptversammlung am 22. April 2021 erteilte Ermächtigung zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien wird am 21. April 2026 auslaufen. Sie soll durch eine neue, 
bis zum 12. Juni 2030 befristete Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ersetzt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, unter Aufhebung der bestehenden 
Ermächtigung vom 22. April 2021 folgende neue Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien, auch unter Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts 
der Aktionäre, zu beschließen: 

a) Erwerb eigener Aktien 

aa) Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien im Umfang von bis zu 
insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt 
der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Auf 
die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich 
im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG 
zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals 
entfallen.  

 Die Ermächtigung wird mit Beschlussfassung der Hauptversammlung wirksam 
und gilt bis zum 12. Juni 2030. Die in der Hauptversammlung der Gesellschaft 
am 22. April 2021 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird 
mit Beginn der Wirksamkeit dieser neuen Ermächtigung aufgehoben. 

bb) Der Erwerb darf nach Wahl der Gesellschaft (i) über die Börse oder (ii) mittels 
eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen 
Erwerbsangebots bzw. einer an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder (iii) durch 
ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Tauschangebot gegen Aktien 
eines im Sinne von § 3 Abs. 2 AktG börsennotierten Unternehmens bzw. durch 
eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots erfolgen. 

(i) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, so darf der von der 
Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
am Handelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs für die Aktien 
der Gesellschaft gleicher Ausstattung im XETRA-Handel (oder einem an 
die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt/Main um nicht mehr 
als 10 % über- oder unterschreiten. 

(ii) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre der 
Gesellschaft bzw. durch eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe eines 
Kaufangebots, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der 
gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) das 
arithmetische Mittel der Schlussauktionspreise im XETRA-Handel (oder 
einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt/Main 
für die Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung an den vier 
Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. 
der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots um nicht mehr 
als 20% über- oder unterschreiten. Das Angebot bzw. die Aufforderung zur 
Abgabe von Kaufangeboten können eine Annahme- bzw. eine 
Angebotsfrist sowie weitere Bedingungen vorsehen. Ergeben sich nach der 
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Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. nach der Veröffentlichung der 
Aufforderung erhebliche Kursbewegungen, so kann das Angebot 
angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnittskurs der drei 
Börsenhandelstage vor der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung 
abgestellt. Das Volumen des Angebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe 
von Angeboten kann begrenzt werden. Sofern die gesamte Zeichnung des 
Angebots bzw. die insgesamt abgegebenen Verkaufsangebote dieses 
Volumen überschreiten, kann das Andienungsrecht der Aktionäre insoweit 
ausgeschlossen werden, als die Annahme im Verhältnis der jeweils 
angebotenen Aktien erfolgt. Ebenso kann eine bevorrechtigte Annahme 
geringer Stückzahlen von bis zu 100 zum Erwerb angebotener Aktien je 
Aktionär vorgesehen werden. Die Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und 
Übernahmegesetzes sind zu beachten, soweit sie Anwendung finden. 

(iii) Erfolgt der Erwerb durch ein öffentliches Angebot oder durch eine 
öffentliche Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch gegen 
Aktien eines im Sinne von § 3 Abs. 2 AktG börsennotierten Unternehmens 
(„Tauschaktien“), so kann ein bestimmtes Tauschverhältnis festgelegt oder 
auch im Wege des Auktionsverfahrens bestimmt werden. Dabei kann eine 
Barleistung als weitere den angebotenen Tausch ergänzende 
Kaufpreiszahlung oder zur Abgeltung von Spitzenbeträgen erfolgen. Bei 
jedem dieser Verfahren für den Tausch dürfen der Tauschpreis bzw. die 
maßgeblichen Grenzwerte der Tauschpreisspanne in Form einer oder 
mehrerer Tauschaktien und rechnerischer Bruchteile, einschließlich 
etwaiger Bar- oder Spitzenbeträge (ohne Erwerbsnebenkosten), den 
maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft gleicher Ausstattung um 
nicht mehr als 20 % über- oder unterschreiten. Bei der Berechnung 
anzusetzen ist als Wert für jede Aktie der Gesellschaft und für jede 
Tauschaktie jeweils das arithmetische Mittel der Schlussauktionspreise im 
XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen 
funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse 
Frankfurt/Main an den vier Börsenhandelstagen vor dem Tag der 
Veröffentlichung des Tauschangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe 
eines solchen Angebots. Wird die Tauschaktie des Unternehmens nicht im 
XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen 
funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse 
Frankfurt/Main gehandelt, so sind die Schlusskurse an der Börse 
maßgeblich, an der im Durchschnitt des letzten abgelaufenen 
Kalenderjahres der höchste Handelsumsatz mit den Tauschaktien erzielt 
wurde. Die Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes 
sind zu beachten, soweit sie Anwendung finden.  

b) Verwendung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die so erworbenen 
Aktien und die bereits früher erworbenen Aktien zu allen gesetzlich zulässigen 
Zwecken zu verwenden.  

aa) Insbesondere darf er eine Veräußerung der eigenen Aktien in anderer 
Weise als über die Börse oder durch Angebote an alle Aktionäre 
vornehmen, wenn die eigenen Aktien gegen eine Barleistung veräußert 
werden, die den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 
unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass 
die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußerten Aktien einen anteiligen Betrag von insgesamt 20 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital 
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unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien 
anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht 
ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

bb) Die eigenen Aktien dürfen auch gegen eine Sachleistung (etwa zum 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an 
Unternehmen oder von anderen mit dem Unternehmensgegenstand der 
Gesellschaft im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern oder 
Ansprüchen auf den Erwerb von mit dem Unternehmensgegenstand der 
Gesellschaft im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft) veräußert werden.  

cc) Ferner wird der Vorstand ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung 
erworbenen und die früher erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats zur Gewährung von Aktien an sonstige Mitarbeiter der 
Gesellschaft sowie an Mitglieder der Geschäftsführung und Mitarbeiter 
von mit der Gesellschaft im Sinne der § 15 ff. AktG verbundenen 
Unternehmen zu verwenden, soweit diese Personen aufgrund von 
Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen zu deren Bezug berechtigt sind. 
Soweit eigene Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 
übertragen werden sollen, obliegt die Entscheidung hierüber dem 
Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

dd) Der Vorstand wird zudem ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung 
erworbenen und die früher erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats zur Erfüllung von Wandel- oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungspflichten aus durch die Gesellschaft oder von abhängigen oder 
im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen 
ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wandel- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungspflichten zu verwenden. 

ee) Ferner dürfen die eigenen Aktien zur Durchführung einer sogenannten 
Aktiendividende (script dividend) verwandt werden.  

ff) Der Vorstand wird weiter ermächtigt, die eigenen Aktien mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss 
einzuziehen. Die Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung. Diese 
Kapitalherabsetzung darf zu sämtlichen gesetzlich zulässigen Zwecken 
erfolgen. Der Vorstand kann abweichend davon bestimmen, dass das 
Grundkapital bei der Einziehung unverändert bleibt und sich stattdessen 
durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital der 
Gesellschaft gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vorstand ist in diesem 
Fall zur Anpassung der Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung 
ermächtigt. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien wird bei der Verwendung eigener 
Aktien gemäß den Ermächtigungen in lit. aa), bb), cc) und dd) ausgeschlossen. 
Erfolgt die Verwendung der erworbenen eigenen Aktien zu dem in lit. ee) genannten 
Zweck, ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht auszuschließen. Für den Fall 
einer Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot 
an die Aktionäre, das unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erfolgt, 
wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge 
auszuschließen. 
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c) Die Ermächtigungen nach lit. a) und b) können ganz oder in Teilbeträgen, einmal 
oder mehrmals, für einen oder mehrere Zwecke ausgeübt werden; sie können auch 
von abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen 
oder für ihre oder deren Rechnung von Dritten durchgeführt werden. Sie dürfen 
nicht zum Zwecke des Handelns mit eigenen Aktien genutzt werden. 

d) Unterrichtung der Hauptversammlung 

Der Vorstand wird die Hauptversammlung über die Gründe und den Zweck des 
Erwerbs eigener Aktien, über die Zahl der erworbenen Aktien und den auf sie 
entfallenden Betrag des Grundkapitals, über deren Anteil am Grundkapital sowie 
über den Gegenwert der Aktien jeweils unterrichten. Entsprechendes gilt für die 
Verwendung der eigenen Aktien. 

 
Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung über den Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bietet Aktiengesellschaften die Möglichkeit, aufgrund einer 
Ermächtigung der Hauptversammlung eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % ihres 
Grundkapitals zu erwerben. Tagesordnungspunkt 7 enthält den Vorschlag, eine neue 
entsprechende Ermächtigung mit der gesetzlich zulässigen Höchstdauer von fünf Jahren zu 
erteilen. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre eigene Aktien über die Börse oder mittels eines öffentlichen Angebots an 
die Aktionäre bis zur Höhe von insgesamt 10 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft 
erwerben zu können. Die dem Vorstand durch die Hauptversammlung am 22. April 2021 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ist bis zum 
21. April 2026 befristet, sie soll mit Wirksamkeit der neuen Ermächtigung aufgehoben werden. 
Die neue Ermächtigung soll mit der Beschlussfassung in der Hauptversammlung am  
13. Juni 2025 wirksam werden und bis zum 12. Juni 2030 gelten. Die gesetzliche Höchstdauer 
der Ermächtigung wird hierdurch eingehalten.  

Der Beschlussvorschlag regelt die Möglichkeiten der Gesellschaft sowohl im Hinblick auf die 
Modalitäten des Erwerbs der eigenen Aktien als auch im Hinblick auf ihre anschließende 
Verwendung. Auf die zu erwerbenden Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, 
die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, 
zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf nicht 
zum Zwecke des Handelns mit eigenen Aktien genutzt werden. 

Der Erwerb der Aktien kann über die Börse oder mittels eines öffentlichen Kauf- oder 
Tauschangebots durchgeführt werden. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die Anzahl 
der angedienten bzw. angebotenen Aktien die zum Erwerb vorgesehenen Aktienzahlen 
übersteigt, kann der Erwerb bzw. die Annahme unter Ausschluss des Andienungsrechts der 
Aktionäre nach dem Verhältnis der angedienten bzw. angebotenen Aktien erfolgen, um das 
Erwerbsverfahren zu vereinfachen. Der Vereinfachung dient auch die bevorrechtigte 
Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär. 

Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können über die Börse oder durch ein 
öffentliches Angebot mit Bezugsrecht an alle Aktionäre wieder veräußert werden. Mit diesen 
Möglichkeiten wird der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre gewahrt. Soweit die 
Aktien durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußert werden, soll der Vorstand ermächtigt 
werden, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien für Spitzenbeträge 
auszuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient 
dazu, ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Darüber hinaus kann die Gesellschaft die erworbenen eigenen Aktien auch außerhalb der 
Börse ohne ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Angebot veräußern, wenn der Preis 
der Aktien den Börsenkurs zur Zeit der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser 
Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG vorgesehenen Möglichkeit zum 
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erleichterten Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch 
gemacht. Im Interesse der Gesellschaft soll damit insbesondere die Möglichkeit geschaffen 
werden, institutionellen Investoren im In- und Ausland Aktien der Gesellschaft anzubieten und 
den Aktionärskreis zu erweitern. Die Gesellschaft soll mit der erbetenen Ermächtigung in die 
Lage versetzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu 
können. Eine nachhaltige Einflussnahme auf den Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft wird 
nicht verfolgt. Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden dabei 
angemessen gewahrt. Die auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestützte Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss bei der Veräußerung eigener Aktien ist unter Einbeziehung von 
Aktien, für die das Bezugsrecht in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, auf insgesamt höchstens 20 % des Grundkapitals 
der Gesellschaft beschränkt; die vorstehend beschriebene Erwerbs- und Besitzgrenze in 
Bezug auf eigene Aktien in Höhe von 10 % bleibt unberührt. Dem Schutz der Aktionäre vor 
Verwässerung wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert 
werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die 
endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor 
der Veräußerung. Der Vorstand wird sich dabei - unter Berücksichtigung der aktuellen 
Marktgegebenheiten - bemühen, einen eventuellen Abschlag auf den Börsenkurs so niedrig 
wie möglich zu halten. Interessierte Aktionäre können somit ihre Beteiligungsquote durch 
Zukäufe am Markt zu im Wesentlichen gleichen Bedingungen erhalten. 

Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gegen eine Sachleistung zu veräußern. Damit soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, 
eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 
beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, 
anderen mit dem Unternehmensgegenstand der Gesellschaft in Zusammenhang stehenden 
Wirtschaftsgütern oder auch Ansprüchen auf den Erwerb von mit dem 
Unternehmensgegenstand der Gesellschaft im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft anbieten zu können. Der internationale 
Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der 
Gegenleistung im Rahmen des Erwerbs von Wirtschaftsgütern. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum geben, um sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb schnell und flexibel ausnutzen zu können. Dem trägt der 
vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Dabei darf der Wert der 
Sachleistung, für die die Aktien gewährt werden, bei einer Gesamtbeurteilung nicht 
unangemessen niedrig sein. Dadurch wird sichergestellt, dass allenfalls eine unwesentliche 
Verwässerung der Vermögensverhältnisse der Aktionäre eintritt. Konkrete 
Akquisitionsvorhaben, für die eigene Aktien eingesetzt werden sollen, bestehen derzeit nicht. 

Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien 
an Mitglieder des Vorstands oder sonstige Mitarbeiter der Gesellschaft sowie an Mitglieder der 
Geschäftsführung und Mitarbeiter von Konzerngesellschaften zu gewähren, soweit diese 
Personen aufgrund von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen zum Bezug von Aktien berechtigt 
sind. Soweit eigene Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft übertragen werden 
sollen, obliegt die Entscheidung hierüber dem Aufsichtsrat der Gesellschaft. Damit soll der 
Gesellschaft die Möglichkeit eingeräumt werden, Aktien zur Bedienung von 
Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen zu verwenden, ohne hierfür Kapitalerhöhungen 
vornehmen zu müssen. 

Weiterhin sieht die Ermächtigung vor, dass die eigenen Aktien unter dem Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre dafür verwendet werden können, die Wandel- oder Optionsrechte 
bzw. Wandlungspflichten von Gläubigern von durch die Gesellschaft oder ihren 
Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel-, Teilschuld- oder 
Optionsschuldverschreibungen zu erfüllen. So kann es zweckmäßig sein, anstelle einer 
Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfüllung der Wandel- oder 
Optionsrechte bzw. zur Erfüllung der Wandlungspflichten einzusetzen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die Wandel-, Teilschuld- oder Optionsschuldverschreibungen 
grundsätzlich selbst nur unter Beachtung des Bezugsrechts der Aktionäre begeben werden 
dürfen, so dass insoweit mittelbar das Bezugsrecht der Aktionäre gewahrt wird. 
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Auch sieht die Ermächtigung vor, dass eigene Aktien zur Durchführung einer sogenannten 
Aktiendividende (scrip dividend) verwendet werden können. Der Vorstand soll in diesem 
Zusammenhang ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um eine 
Aktiendividende zu optimalen Bedingungen durchführen zu können. Bei der Aktiendividende 
unter Verwendung eigener Aktien wird den Aktionären angeboten, ihren mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen Dividendenanspruch 
ganz oder teilweise an die Gesellschaft abzutreten, um im Gegenzug eigene Aktien zu 
erhalten. 

Die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien kann als an alle 
Aktionäre gerichtetes Angebot unter Wahrung ihres Bezugsrechts und unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) erfolgen. Dabei werden den Aktionären nur 
jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils des Dividendenanspruchs, 
der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen übersteigt), sind die 
Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und können insoweit keine Aktie 
erhalten; ein Angebot von Teilrechten ist ebensowenig vorgesehen wie die Einrichtung eines 
Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. Weil die Aktionäre anstelle des Bezugs 
eigener Aktien insoweit anteilig eine Bardividende erhalten, erscheint dies als gerechtfertigt 
und angemessen. 

Im Einzelfall kann es ja nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Durchführung einer 
Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien so auszugestalten, dass der Vorstand zwar 
allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) eigene Aktien zum Bezug gegen Abtretung ihres 
Dividendenanspruchs anbietet, jedoch formal das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt 
ausschließt. Die Durchführung der Aktiendividende unter formalem Ausschluss des 
Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen. 
Angesichts des Umstandes, dass allen Aktionären die eigenen Aktien angeboten werden und 
überschießende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der Bardividende abgegolten werden, 
erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt und angemessen.  

Die Überwachung der Ausnutzung der Ermächtigung durch den Vorstand wird durch das 
Erfordernis der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats zu der geplanten Ausnutzung und 
die Pflicht des Vorstands, jeweils über eine Ausnutzung der Ermächtigungen zu berichten, 
sichergestellt. 

 
8. Beschlussfassung über die Zustimmung zur Gewährung von Bezugsrechten an 

Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsführung der Gesellschaft oder eines 
verbundenen Unternehmens im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2024 sowie 
Beschlussfassung über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025 und über die 
entsprechende Satzungsänderung  
 

Vorstand und Aufsichtsrat haben sich entschlossen, einen Aktienoptionsplan für Vorstands- 
bzw. Geschäftsleitungsmitglieder und Führungskräfte der MPC Münchmeyer Petersen 
Capital AG bzw. von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen aufzulegen und 
haben im Juli 2024 450.000 Bezugsrechte auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von EUR 450.000,00 unter dem Vorbehalt einer entsprechenden 
Beschlussfassung der Hauptversammlung gewährt („Aktienoptionsprogramm 2024“). 
 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen: 
 
a) Zustimmung zum Aktienoptionsprogramm 2024 
 

Die Hauptversammlung stimmt nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen der 
Ausgabe von insgesamt 450.000 Bezugsrechten auf den Bezug von insgesamt 
450.000 Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt 
EUR 450.000,00 im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2024 zu, wobei ein 
Bezugsrecht jeweils zum Erwerb einer auf den Inhaber lautenden Stückaktie 
berechtigt.  



 

10 

 
Das Aktienoptionsprogramm 2024 ist nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
auszugestalten:  

 
aa) Kreis der Bezugsberechtigten 
 
Im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2024 können Bezugsrechte an Mitglieder 
des Vorstands der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, Mitglieder der 
Geschäftsführungen von mit ihr verbundenen Unternehmen, Führungskräfte der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG bzw. Führungskräfte von mit ihr verbundenen 
Unternehmen („Bezugsberechtigte“) ausgegeben werden. Die Bezugsrechte teilen sich 
wie folgt zwischen diesen Gruppen an Bezugsberechtigten auf: 
 
i. Mitglieder des Vorstands der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG: 265.000 

Bezugsrechte. 
ii. Mitglieder der Geschäftsführungen von mit der MPC Münchmeyer Petersen 

Capital AG verbundenen Unternehmen: keine Bezugsrechte. 
iii. Führungskräfte der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG: 35.000 

Bezugsrechte.  
iv. Führungskräfte von mit der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 

verbundenen Unternehmen: 150.000 Bezugsrechte. 
 

Der genaue Kreis der Berechtigten sowie der Umfang der ihnen jeweils zu 
gewährenden Optionen werden durch den Vorstand der Gesellschaft festgelegt. Soweit 
Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft Optionen erhalten sollen, obliegt diese 
Festlegung und die Ausgabe der Optionen ausschließlich dem Aufsichtsrat der 
Gesellschaft. 
 
bb) Erwerbzeitraum, Laufzeit, Verfall, Nichtübertragbarkeit 
 
Die Bezugsrechte wurden den Bezugsberechtigten am 10. Juli 2024 aufschiebend 
bedingt auf das Zustandekommen dieses Beschlusses gewährt.  

 
Die Ausgabe der Optionen erfolgt durch Abschluss eines schriftlichen Vertrages zur 
Übernahme von Optionen (Aktienoptionsvereinbarung) zwischen dem jeweiligen 
Berechtigten und der Gesellschaft. Die Gesellschaft hat dem Berechtigten zu diesem 
Zweck eine Optionsvereinbarung vorgelegt. Die Aktienoptionen wurden mit Abschluss 
der Aktienoptionsvereinbarung aufschiebend bedingt auf das Zustandekommen dieses 
Beschlusses ohne Gegenleistung erworben. 
 

 Die Laufzeit der Aktienoptionsvereinbarung beginnt mit deren Unterzeichnung und 
endet am 5. Jahrestag der Unterzeichnung der Vereinbarung. 

 
 Die Aktienoptionsrechte verfallen ohne Ersatz oder Entschädigung um 17 Uhr 

Mitteleuropäischer Zeit des 5. Jahrestages der Unterzeichnung der 
Aktienoptionsvereinbarung. 

 
 Die Aktienoptionen werden als nicht übertragbare Aktienoptionen gewährt. Die 

Aktienoptionen sind mit Ausnahme des Erbfalls weder übertragbar noch veräußerbar, 
verpfändbar oder anderweitig belastbar. 
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cc) Erfolgsziele 

 

(1)  Basiserfolgsziel 

  
 25 % der eingeräumten Aktienoptionen können ungeachtet der Entwicklung des 

Aktienkurses der MPC Capital-Aktie ausgeübt werden, wenn die Kapitalmarktprognose 
für das Geschäftsjahr 2024 (Konzernumsatz mind. EUR 37,9 Mio. und 
Konzernergebnis vor Steuern mind. EUR 19,3 Mio.) erreicht oder übertroffen wird. 
(„Basiserfolgsziel“). 

 
(2)  Weitere Erfolgsziele 

 
a) Ungeachtet des Erreichens des Basiserfolgsziels können Aktienoptionen wie 

nachfolgend konkretisiert ausgeübt werden. Wenn zu einem Zeitpunkt 
zwischen Erwerbs- und Ausübungszeitraum der Aktienkurs (auch wenn dieser 
bis zum Ausübungszeitpunkt wieder unter diesen Kurs fällt) 

i. mindestens EUR 4,50 erreicht, können 25 % der eingeräumten 
Aktienoptionen ausgeübt werden; 

ii. mindestens EUR 5,00 erreicht, können weitere 25 % der eingeräumten 
Aktienoptionen ausgeübt werden; 

iii. mindestens EUR 5,50 erreicht, können weitere 25 % der eingeräumten 
Aktienoptionen ausgeübt werden; 

iv. mindestens EUR 6,00 erreicht, können weitere 25 % der eingeräumten 
Aktienoptionen ausgeübt werden (jeweils ein „Weiteres Erfolgsziel“ 
und gemeinsam die Weiteren Erfolgsziele“). 

 
b) Das Erreichen sowohl des Basiserfolgsziels als auch des Weiteren Erfolgsziels 

erster Stufe (EUR 4,50) ist alternativ zu verstehen. D.h. bei Erreichen (i) nur des 
Basiserfolgsziels können max. 25 % der Aktienoptionen ausgeübt werden,  
(ii) des Basiserfolgsziels und (nur) des Weiteren Erfolgsziels von EUR 4,50, 
ohne dass auch die anderen Weiteren Erfolgsziele erreicht werden, können 
ebenfalls max. 25 % der Aktienoptionen ausgeübt werden, und (iii) bei Erreichen 
des Basiserfolgsziels und aller Weiteren Erfolgsziele können max. 100 % der 
Aktienoptionen ausgeübt werden. 

 
 (3)  Für den Fall, dass die vorgenannten Erfolgsziele im Zeitraum zwischen 

Erwerbs- und Ausübungszeitraum nicht oder nur teilweise erreicht werden, verfallen 
die Aktienoptionsrechte ganz oder teilweise.  

 
 (4)  Als Aktienkurs wird der während der Dauer der Wartezeit fortlaufend rollierend 

ermittelte volumengewichtete Durchschnittskurs (vwap) über 30 Handelstage am 
XETRA verstanden, erstmalig bezogen auf den ersten Handelstag nach dem 1. Juni 
2024. 

 
 (5)  Bei der Berechnung der Weiteren Erfolgsziele ist der nach Abs. (4) ermittelte 

Aktienkurs jeweils um die seit dem Stichtag gezahlten Dividenden je Aktie zu addieren. 
Ergibt sich z.B. am 15. Mai 2026 entsprechend Abs. (4) ein Aktienkurs von EUR 4,92 
je Aktie und sind bis dahin EUR 0,54 je Aktie (einschließlich der am 18. Juni 2024 
gezahlten Dividende in Höhe von EUR 0,27 je Aktie) an Dividenden ausgezahlt worden, 
ergibt sich zur Ermittlung, ob Weitere Erfolgsziele erreicht bzw. übertroffen wurden, ein 
Wert von EUR 4,92 + EUR 0,54 und damit EUR 5,46, so dass das Weitere Erfolgsziel 
in Höhe von EUR 5,00 übertroffen wäre und 50 % der Aktienoptionen ausgeübt werden 
können. 
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dd) Wartezeit, Ausübungszeitraum 
 
Die im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2024 gewährten Bezugsrechte können 
unter Berücksichtigung der nachstehenden Bestimmungen frühestens am 4. Jahrestag 
des Tages der Unterzeichnung der Aktienoptionsvereinbarung („Wartezeit“) und 
spätestens am 5. Jahrestag des Tages der Unterzeichnung dieser Vereinbarung 
ausgeübt werden.  
 
Die Aktienoptionsrechte dürfen auch innerhalb der Ausübungsfrist sowie nach Ablauf 
der Wartezeit nur während bestimmter Ausübungszeiträume ausgeübt werden.  
 
Die Ausübungszeiträume beginnen grundsätzlich jeweils an dem dritten Bankarbeits-
tag in Hamburg ("Bankarbeitstag") nach Veröffentlichung eines Quartals-, Halbjahres- 
sowie Jahresabschlusses der Gesellschaft. Sofern die Gesellschaft keine Quartals- 
oder Halbjahresabschlüsse veröffentlicht, gibt es jährlich eine entsprechend ver-
ringerte Zahl an Ausübungszeiträumen.  
 
Jeder Ausübungszeitraum hat eine Dauer von zwanzig Bankarbeitstagen. 
 
Wenn innerhalb eines Ausübungszeitraums die Veröffentlichung einer sogenannten 

"Ad-hoc-Mitteilung" aufgrund gesetzlicher (derzeit Art. 17 

Marktmissbrauchsverordnung) oder diesen nachgebildeten börsenrechtlichen 

Regelungen (z.B. Freiverkehrsbedingungen der Frankfurter Wertpapierbörse) 

unmittelbar bevorsteht, kann die Gesellschaft die Annahme von 

Ausübungserklärungen verweigern. Die Ausübungserklärung gilt in diesen Fällen einen 

Tag nach Veröffentlichung der Ad-hoc-Mitteilung als angenommen. Sollte die 

Ausübungsfrist oder ein Ausübungszeitraum an dem Tag, an dem die Annahme aus 

dem vorgenannten Grund verweigert wird, auslaufen, so verlängert sie sich – 

gegebenenfalls unter einer entsprechenden Verschiebung des Verfallszeitpunkts – um 

einen Tag. 

 
ee) Ausübungsbetrag 
 
Die Aktien werden an den Optionsberechtigten zum Mindestausgabebetrag in Höhe 
von 1,00 Euro je Aktie ausgegeben. Der Optionsberechtigte hat den 
Mindestausgabebetrag in bar bei der Gesellschaft einzuzahlen. Die Gesellschaft darf 
den Optionsberechtigten bei der Aufbringung des Mindestausgabebetrages finanziell 
nicht unterstützen. 
 
ff) Verwässerungsschutz 
 
Im Falle einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ist die Anzahl der 
Aktienoptionsrechte um diejenige Anzahl an Aktien zu erhöhen, die dem 
Optionsberechtigten gehören würde, wenn er mit der Anzahl der Aktien, auf die ihm 
Aktienoptionsrechte eingeräumt sind, an der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
teilgenommen hätte. 
 
Im Fall einer Erhöhung der Anzahl der Aktien ohne Kapitalveränderung (Aktiensplit) 
erhöht sich die Anzahl der Aktienoptionen, die der Optionsberechtigte zu diesem 
Zeitpunkt hält, im Verhältnis des Aktiensplits. 
 
Im Falle einer Kapitalherabsetzung durch Zusammenlegung von Aktien (§ 222 Abs. 4 
AktG) oder durch Einziehung von Aktien (§ 237 AktG) erfolgt keine Anpassung der 
Anzahl der Aktienoptionen, sofern durch die Kapitalherabsetzung die Gesamtzahl der 
Aktien nicht verändert wird oder die Kapitalherabsetzung mit einer Kapitalrückzahlung 
oder einen entgeltlichen Erwerb eigener Aktien verbunden ist. In den anderen Fällen 
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der Kapitalherabsetzung ist die Anzahl der Aktienoptionsrechte auf Basis derjenigen 
Anzahl von Aktien zu ermitteln, die sich ergibt, wenn die Anzahl der Aktien der 
Gesellschaft nach der Kapitalherabsetzung durch die Anzahl der Aktien vor der 
Kapitalherabsetzung dividiert wird und dieser Quotient mit der ursprünglich ermittelten 
Anzahl der Aktienoptionsrechte multipliziert wird.  
 
Bei anderen Vorgängen, die eine vergleichbare Wirkung wie die vorgenannten Fälle 
einer Anpassung haben, kann die Anzahl an Aktienoptionenrechten vom 
Jahresabschlussprüfer gemäß § 317 BGB angepasst werden. 
 
gg) Weitere Regelungen 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten über die Ausgabe von Aktien 
aus dem bedingten Kapital und die weiteren Bedingungen des 
Aktienoptionsprogramms 2024, insbesondere die Optionsbedingungen für die 
berechtigten Personen, festzulegen. Soweit die Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft betroffen sind, entscheidet ausschließlich der Aufsichtsrat der 
Gesellschaft. Zu den weiteren Einzelheiten gehören insbesondere Bestimmungen über 
die Aufteilung der Bezugsrechte innerhalb der berechtigten Personengruppen, den 
Ausgabetag innerhalb des vorgegebenen Zeitraums, Bestimmungen über Steuern und 
Kosten, das Verfahren für die Zuteilung an die einzelnen berechtigten Personen und 
die Ausübung der Bezugsrechte, Regelungen bezüglich des Verfalls von 
Bezugsrechten im Falle der Beendigung des Anstellungsverhältnisses (Good- bzw. 
Bad-Leaver-Klauseln), Bestimmungen über Folgen im Falle eines Delistings oder 
Umwandlungsmaßnahmen, Regelungen über ein etwaiges Recht der Gesellschaft, die 
Bezugsrechte in Bar zu begleichen und weitere Regelungen zu einem Cash-
Settlement, Regelungen zum schonenden Abverkauf von Aktien, sowie weitere 
Verfahrensregelungen.  
 
Die Optionsbedingungen können auch vorsehen, dass die Gesellschaft den 
Berechtigten zur Bedienung der Bezugsrechte wahlweise statt neue Aktien aus dem 
bedingten Kapital eigene Aktien gewähren kann. Soweit es sich bei den Berechtigten 
um Mitglieder des Vorstands handelt, hat hierüber der Aufsichtsrat zu entscheiden. 

 
b) Schaffung des Bedingten Kapitals 2025 
 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um EUR 450.000,00 durch Ausgabe von bis zu 
450.000 auf den Inhaber lautende nennbetragslose Stückaktien bedingt erhöht 
(„Bedingtes Kapital 2025“). Das Bedingte Kapital 2025 dient ausschließlich der 
Erfüllung von Bezugsrechten, die im Hinblick auf den Beschluss der 
Hauptversammlung vom 13. Juni 2025 zum Aktienoptionsprogramm 2024 gemäß 
vorstehenden a) ausgegeben wurden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Bezugsrechte ihr Bezugsrecht 
ausüben und die Gesellschaft zur Erfüllung der Optionen keine eigenen Aktien 
gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital erfolgt zu dem gemäß a) 
lit. ee) bestimmten Ausübungspreis als Ausgabebetrag. Die neuen Aktien nehmen von 
Beginn des Geschäftsjahres, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe noch kein Beschluss 
der Hauptversammlung zur Gewinnverwendung gefasst wurde, am Gewinn teil. Der 
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

 
c)  
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Satzungsänderung 
 

Der Satzung wird folgender § 5.6 hinzugefügt: 
 
„5.6 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 450.000,00 (in Worten: 

Euro vierhundertfünfzigtausend) durch Ausgabe von bis zu 450.000 (in Worten: 
vierhundertfünfzigtausend) neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Das Bedingte Kapital 2025 dient 
ausschließlich der Erfüllung von Bezugsrechten, die im Hinblick auf den 
Beschluss der Hauptversammlung vom 13. Juni 2025 zum 
Aktienoptionsprogramm 2024 ausgegeben wurden. Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der 
ausgegebenen Bezugsrechte ihr Bezugsrecht ausüben und die Gesellschaft zur 
Erfüllung der Optionen keine eigenen Aktien gewährt. Die neuen Aktien nehmen 
von Beginn des Geschäftsjahres, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe noch kein 
Beschluss der Hauptversammlung zur Gewinnverwendung gefasst wurde, am 
Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 
festzusetzen.“ 

 
d)  Ermächtigung zur Satzungsänderung 

 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 5.6 der Satzung entsprechend der 
Ausgabe der neuen Aktien anzupassen sowie alle in diesem Zusammenhang 
erforderlichen Satzungsänderungen vorzunehmen, soweit sich solche Änderungen auf 
die Fassung beschränken.  

 
Bericht des Vorstands zum Aktienoptionsprogramm 2024 und Schaffung eines 
bedingten Kapitals gemäß Punkt 8 der Tagesordnung 
 
Vorstand und Aufsichtsrat haben sich entschlossen, mit Blick auf die in jüngerer Zeit intensiv 
geführte Diskussion um eine gute Corporate Governance und eine sachgerechte 
anreizorientierte Vergütung, ein Aktienoptionsprogramm aufzulegen. Die durch das 
Aktienoptionsprogramm 2024 geschaffenen Bezugsrechte sollen ein wichtiger Bestandteil der 
Vergütung von Vorstands- bzw. Geschäftsleitungsmitgliedern und Führungskräften der MPC 
Münchmeyer Petersen Capital AG und mit dieser verbundenen Unternehmen werden. Die 
nachfolgenden Ausführungen beschränken sich auf die wesentlichen Aspekte der 
vorliegenden Ermächtigung und des in diesem Zusammenhang zu beschließenden Bedingten 
Kapitals 2025. 
 
Auf der Grundlage des Aktienoptionsprogramms 2024 wurden im Juli 2024 sämtliche 450.000 
Bezugsrechte aufschiebend bedingt auf eine Beschlussfassung in dieser Hauptversammlung  
ausgegeben. Eine weitere Ausgabe von Bezugsrechten im Rahmen des 
Aktienoptionsprogramms 2024 ist ausgeschlossen. Das Aktienoptionsprogramm 2024 dient 
vor allem dazu, die Bindung von Führungskräften an das Unternehmen zu erhöhen, sie zu 
motivieren und ihnen eine direkte Beteiligung am Unternehmenserfolg zu ermöglichen. Ziel 
des Programms ist weiterhin die Attraktivität der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG für 
qualifizierte Arbeitnehmer zu steigern. Mittelbar erwartet der Vorstand von dem Programm 
außerdem einen gesteigerten Unternehmenserfolg und damit eine Wertsteigerung für die 
Aktionäre.  
 
Die Aktienoptionen können nur bei Erreichen bestimmter Erfolgsziele ausgeübt werden. So 
hängt der Anteil an Bezugsrechten, der ausgeübt werden kann, neben dem Erreichen der 
Prognose für das Geschäftsjahr 2024 (Basiserfolgsziel) maßgeblich vom Erreichen eines 
bestimmten Aktienkurses zwischen Erwerbs- und Ausübungszeitraum ab, wobei der 
volumengewichtete Durchschnittskurs (vwap) über 30 Handelstage am XETRA maßgeblich 
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ist. Damit soll gewährleistet werden, dass die Bezugsberechtigten insbesondere im Falle eines 
wirtschaftlichen Erfolges des Unternehmens Aktienoptionen ausüben können.  
 
Die Bezugsrechte können erst nach einer Wartezeit von vier Jahren ausgeübt werden. Die 
Dauer der Wartezeit entspricht damit der gesetzlichen Mindestanforderung gemäß § 193  
Abs. 2 Nr. 4 AktG.  
 
Der Ausübungszeitraum beträgt ein Jahr nach dem Ende der Wartezeit. Durch diese Frist ist 
die Unsicherheit für die Gesellschaft zeitlich begrenzt, ob und in welcher Höhe Bezugsrechte 
ausgeübt werden. Die Ausübungsperioden innerhalb der Ausübungsfrist stellen sicher, dass 
die Erreichung der Erfolgsziele im Falle der Ausübung von Bezugsrechten nicht durch die 
Veröffentlichung von Finanzberichten verzerrt ist. Das Recht der MPC Münchmeyer Petersen 
Capital AG, im Falle einer unmittelbar bevorstehenden Ad-hoc-Meldung die Ausübung der 
Bezugsrechte einstweilen zurückweisen zu können, gewährleistet daneben, dass der für das 
Erreichen des Erfolgsziels maßgebliche Börsenkurs nicht durch eine dem Markt noch 
unbekannte Insiderinformation verzerrt ist.  
 
Um die Rechtsposition der Bezugsberechtigten im Falle von Kapitalmaßnahmen oder 
Umwandlungsmaßnahmen zu schützen, enthält das Aktienoptionsprogramm 2024 
Regelungen zum Verwässerungsschutz sowie zur Anpassung bei gewissen Maßnahmen, die 
die Struktur der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG ändern. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten über die Ausgabe von Aktien aus dem 
bedingten Kapital und die weiteren Bedingungen des Aktienoptionsprogramms 2024, 
insbesondere die Optionsbedingungen für die berechtigten Personen, festzulegen. Soweit die 
Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, entscheidet ausschließlich der 
Aufsichtsrat der Gesellschaft. 
 
Zur Absicherung der Bezugsrechte soll das Kapital durch Ausgabe von bis zu 450.000 auf den 
Inhaber lautende nennbetragslose Stückaktien um bis zu 450.000,– EUR bedingt erhöht 
werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist aufgrund der Zweckgebundenheit der bedingten 
Kapitalerhöhung kraft Gesetzes ausgeschlossen. Der Beschlussvorschlag sieht daneben die 
Möglichkeit vor, den Berechtigten zur Erfüllung ihrer Bezugsrechte eigene Aktien zu gewähren. 
Der Betrag des bedingten Kapitals von 450.000,– EUR entspricht 1,3 % des derzeitigen 
Grundkapitals, so dass das nach dem Aktiengesetz zulässige Volumen des Grundkapitals für 
ein bedingtes Kapital zur Bedienung von Stock Options deutlich unterschritten ist.  

 

II. Zugänglich zu machende Unterlagen 

Ab Einberufung der Hauptversammlung sind zusammen mit dieser Einberufung insbesondere 
folgende Unterlagen im Internet unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich und werden dort 

auch während der Hauptversammlung zugänglich sein: 

 

- die unter Tagesordnungspunkt 1 vorzulegenden und dort benannten Unterlagen 

- weitere Informationen zu den Kandidaten für die Ergänzungswahlen in den 

Aufsichtsrat unter Tagesordnungspunkt 6 

- der Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung über den Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

- der Bericht des Vorstands zum Aktienoptionsprogramm 2024 und Schaffung eines 

bedingten Kapitals gemäß Punkt 8 der Tagesordnung 

  

http://www.mpc-capital.de/HV
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III. Informationen zur Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten 

1. Virtuelle Hauptversammlung / Übertragung mit Bild und Ton / Zuschaltung 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, die Hauptversammlung 
gemäß § 118a AktG in Verbindung mit § 12.6 der Satzung der Gesellschaft als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit 
Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abzuhalten. Eine physische Präsenz 
der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft) am Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 
 
Für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet haben, bzw. ihre 
Bevollmächtigten wird die gesamte Hauptversammlung, einschließlich einer etwaigen 
Fragenbeantwortung und der Abstimmungen, live mit Bild und Ton im Internet auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV im passwortgeschützten 
Internetservice übertragen. Die hierfür erforderlichen persönlichen Zugangsdaten erhalten die 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten nach der Anmeldung zur Hauptversammlung mit dem 
„HV-Ticket“ zugeschickt. Einzelheiten hierzu finden sich unten im nachfolgenden Abschnitt  
„2. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung".  
 
Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im 

Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter. 

Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß angemeldeten 
Aktionäre (und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren unter 
anderem ihre Aktionärsrechte ausüben. 
 
Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch einen Bevollmächtigten setzt 
voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält.  
 
Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und sonstige 
durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des passwortgeschützten 
Internetservices bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch einen elektronischen 
Zugang zur Verfügung. 
 
Bei Nutzung des passwortgeschützten Internetservices und Anklicken des Buttons „Betreten 
der Hauptversammlung“ während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 13. Juni 
2025 sind die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigte elektronisch zur virtuellen 
Hauptversammlung zugeschaltet. Die elektronische Zuschaltung ermöglicht jedoch weder 
eine Teilnahme an der Versammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG noch eine 
Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Teilnahme im Sinne des § 118a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2, 1. Fall AktG. 
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2. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung  

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung, zur Verfolgung der virtuellen 
Hauptversammlung im Internet und zur Ausübung der Aktionärsrechte, insbesondere des 
Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der 
Hauptversammlung in Textform in deutscher oder englischer Sprache angemeldet und der 
Gesellschaft ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts nachgewiesen haben. Als Nachweis reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes 
durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus.  
 
Gemäß § 13.1 der Satzung der Gesellschaft hat sich der Nachweis des Anteilsbesitzes auf 
den Geschäftsschluss des zweiundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, d. h. auf 
Donnerstag, 22. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zu beziehen (Nachweisstichtag).  
 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Gesellschaft ebenso wie die Anmeldung für die 
Hauptversammlung in Textform unter folgender Postanschrift oder E-Mail-Adresse bis 
spätestens Freitag, 6. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
Deutschland 
E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

 
Nach Eingang von Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft unter 
der oben genannten Postanschrift oder E-Mail-Adresse werden die Zugangsdaten 
(Zugangskennung und Passwort) für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV übersandt („HV-Ticket“), 
welches integriert ein Vollmachtsformular sowie ein Vollmachts­ und Weisungsformular für die 
Hauptversammlung enthält. Die Formulare dazu sind auch im Internet auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich. Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für 
die Anmeldung und Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft 
Sorge zu tragen. 
 
Der Erhalt des HV-Tickets ist keine Voraussetzung für die Vollmachts- und Weisungserteilung 
an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft per Formular (die Notwendigkeit der 
ordnungsgemäßen Anmeldung und des ordnungsgemäßen Nachweises der Berechtigung zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts bleibt unberührt), 
sämtliche Möglichkeiten des passwortgeschützten Internetservice können jedoch nur mit Hilfe 
der auf dem HV-Ticket aufgedruckten Zugangsdaten verwandt werden.  
 
Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. Aktionäre 
können deshalb über ihre Aktien auch nach der Anmeldung weiterhin frei verfügen. Im 
Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis des Aktienbesitzes zum 
Nachweisstichtag erbracht hat; Veränderungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag 
haben für den Umfang und die Ausübung des Teilnahme­ und Stimmrechts keine Bedeutung. 
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3. Ausübung des Stimmrechts 

Aktionäre, die sich form- und fristgerecht angemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes 
erbracht haben, können ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen Briefwahl oder der 
Vollmachtserteilung ausüben.  
 

3.1. Verfahren der Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Briefwahl  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihre Stimmen, auch ohne an der 
Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege der elektronischen Kommunikation abgeben 
(elektronische Briefwahl).  
 
Briefwahlstimmen können ab dem 23. Mai 2025 bis zum Zeitpunkt der Schließung der 
Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am  
13. Juni 2025 unter Nutzung des auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 

www.mpc-capital.de/HV 
 
zugänglichen passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren 
abgegeben, geändert oder widerrufen werden. Für die Fristwahrung ist der Eingang des 
jeweiligen Votums bei der Gesellschaft entscheidend. 
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass 
dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im Wege der 
elektronischen Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende 
Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 
Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Stimmabgabe im Wege der elektronischen 
Briefwahl durch einen Bevollmächtigten entsprechend. Auch bevollmächtigte Intermediäre, 
Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder sonstige Dritte können sich der 
elektronischen Briefwahl bedienen. 
 

3.2. Verfahren bei Vollmachtserteilung an Dritte 

Aktionäre können sich auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär, eine 
Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl vertreten 
und ihr Stimmrecht und sonstige Rechte durch den Bevollmächtigten ausüben lassen. Bei 
einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind die 
unten in Abschnitt 3.3 dargestellten Besonderheiten zu beachten. 
 
Auch in allen Fällen einer Bevollmächtigung bedarf es der fristgerechten Anmeldung und des 
Nachweises des Anteilsbesitzes.  
 
Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) können 
ebensowenig wie Aktionäre physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das 
Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der elektronischen Briefwahl 
oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter ausüben. Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice durch 
den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden 
Zugangsdaten erhält. 
 
Wenn weder Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater noch diesen gemäß 
§ 135 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen bevollmächtigt werden, bedürfen die 
Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Gesellschaft der Textform (§ 126 b BGB).  
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Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder 
eine nach § 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person mit der Stimmrechtsausübung 
bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende 
Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangt, weil sie 
gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, 
sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 
 
Der Nachweis der Bevollmächtigung kann der Gesellschaft spätestens bis zum 12. Juni 2025, 
24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden genannten Postanschrift oder E-Mail-Adresse  
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
Deutschland 
E-Mail: mpc-capital@linkmarketservices.eu 

 
oder ab dem 23. Mai 2025 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV gemäß dem dafür vorgesehenen 
Verfahren vor und während der virtuellen Hauptversammlung übermittelt werden. Für die 
Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der Gesellschaft maßgeblich. 
 
Am Tag der virtuellen Hauptversammlung am 13. Juni 2025 können Vollmachten 
ausschließlich über den passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen 
Verfahren abgegeben, geändert oder widerrufen werden, der auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich ist. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten 
auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der 
Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevollmächtigung 
erübrigt sich in diesem Fall.  
 
Für den Widerruf oder die Änderung einer Vollmacht gelten die vorstehenden Ausführungen 
zu den Übermittlungswegen und den Zeitpunkten, bis zu denen die Übermittlungswege jeweils 
zur Verfügung stehen, entsprechend.  
 
Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung einer 
Vollmacht das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht auch auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zum Download zur 
Verfügung. 
 

3.3. Verfahren bei Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft 

Angemeldete Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Bitte beachten Sie, dass 
Vollmachten an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft mit Weisungen versehen sein 
müssen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, das Stimmrecht 
ausschließlich gemäß den Weisungen des Aktionärs auszuüben. Den Stimmrechtsvertretern 
steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener Ermessensspielraum zu. Sollte zu 
einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 
Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem 
Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der 
Einzelabstimmung. 
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Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld noch während der 
virtuellen Hauptversammlung Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen 
gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und Fragerechts oder zur 
Stellung von Anträgen entgegen. 
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per Post 
oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „3.2. Verfahren bei Vollmachtserteilung an Dritte“ 
genannte Postanschrift  oder E-Mail-Adresse bis spätestens 12. Juni 2025, 24:00 Uhr 
(MESZ), oder ab dem 23. Mai 2025 unter Nutzung des auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.mpc-capital.de/HV zugänglichen passwortgeschützten Internetservice gemäß den 
dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Zeitpunkt des vom Versammlungsleiter angeordneten 
Beginns der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am 13. Juni 2025 erteilt, 
geändert oder widerrufen werden. Für die Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der 
Gesellschaft maßgeblich. 
 
Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Anteilsbesitznachweis zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.mpc-capital.de/HV zum Download zur Verfügung. 
 

4. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5 %) des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), können 
verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt oder bekanntgemacht werden. 
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 
Verlangen ist schriftlich (§ 126 Bürgerliches Gesetzbuch) an den Vorstand der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG zu richten und muss der Gesellschaft spätestens bis 
zum 19. Mai 2025 bis 24.00 Uhr (MESZ) zugehen.  
 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung 
des Vorstands über den Antrag halten. Bei der Berechnung dieser Frist ist § 70 AktG zu 
beachten. 
 
Etwaige Ergänzungsverlangen sind an folgende Anschrift zu richten: 
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
- Vorstand -  
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
Deutschland 

 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der 
Internetadresse www.mpc-capital.de/HV bekannt gemacht. 
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5. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 AktG  

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung (nebst einer etwaigen Begründung) 
sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern und von Aufsichtsräten übersenden. 
Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich zu richten an: 
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
Deutschland 
E-Mail: mpc-capital@linkmarketservices.eu 
 

Die Gesellschaft wird alle Gegenanträge zu einem Vorschlag des Vorstands und des 
Aufsichtsrats zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG und 
Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, ggf. einer 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter  
www.mpc-capital.de/HV zugänglich machen, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage 
vor der Versammlung, also spätestens bis zum 29. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter der 
oben genannten Postanschrift oder E-Mail-Adresse zugehen. Anderweitig adressierte 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bleiben unberücksichtigt. 
 
Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags und ggf. seiner 
Begründung kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten 
Voraussetzungen absehen. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich 
gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Der Vorstand 
braucht Wahlvorschläge von Aktionären außerdem auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn diese nicht den Namen der vorgeschlagenen Person, den ausgeübten Beruf und 
Wohnort enthalten. 
 
Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die gemäß § 126 
oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung 
gestellt. Die Gesellschaft ermöglicht, dass das Stimmrecht zu diesen Anträgen oder 
Wahlvorschlägen ab diesem Zeitpunkt ausgeübt werden kann. Anträge von nicht 
ordnungsgemäß angemeldeten oder nicht ordnungsgemäß legitimierten Aktionären müssen 
in der Hauptversammlung nicht behandelt werden. 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben 
darüber hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunikation Anträge 
und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen (vgl. dazu Abschnitt 7.). 
 

6. Einreichung von Stellungnahmen 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, nach 
§ 130a Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung in 
Textform im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen. Dafür steht ihnen mit den 
entsprechenden Zugangsdaten der passwortgeschützte Internetservice auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zur Verfügung.  
 
Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei im 
Dateiformat PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen.  
 
Die Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Mit dem Einreichen erklärt sich der 
Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme unter 
Nennung seines Namens im passwortgeschützten Internetservice zugänglich gemacht wird.  
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Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens am 
7. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu den 
Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 
Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis spätestens 
vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am 8. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), in 
dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte mit den 
entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen passwortgeschützten Internetservice auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich gemacht.  
 
Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung im Rahmen der im Vorfeld in Textform eingereichten Stellungnahmen 
werden in der Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. 
Unterbreiten von Wahlvorschlägen (dazu unter Abschnitt 5. und 7.), die Ausübung des 
Auskunftsrechts (dazu unter Abschnitt 8.) sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen 
Beschlüsse der Hauptversammlung (dazu unter Abschnitt 9.) ist ausschließlich auf den in 
dieser Einladungsbekanntmachung jeweils gesondert beschriebenen Wegen möglich. 
 

7. Rederecht 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet 
sind, haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der Videokommunikation.  
 
Ab ca. 1 Stunde vor Beginn der Hauptversammlung wird über den passwortgeschützten 
Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV ein 
virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren 
Redebeitrag anmelden können.  
 
Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach 
§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen (vgl. dazu auch Abschnitt 5.), das 
Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG (vgl. dazu auch Abschnitt 8.) sowie das Recht, 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären (vgl. dazu auch 
Abschnitt 9.).  
 
Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird im 
passwortgeschützten Internetservice über das System MeetingBase von  
Better Orange IR & HV AG abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren 
Redebeitrag über den virtuellen Wortmeldetisch anmelden wollen, benötigen für die 
Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-mobiles Endgerät (PC, Notebook, Laptop) 
oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). Für Redebeiträge müssen auf den 
Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon, auf die vom Browser aus zugegriffen werden kann, 
zur Verfügung stehen. Eine weitere Installation von Softwarekomponenten oder Apps auf den 
Endgeräten ist nicht erforderlich. Bitte stellen Sie sicher, dass Sie mit Ihrem Computer oder 
Mobilgerät eine gute und stabile Internetverbindung haben und dabei eine aktuelle Version 
eines der folgenden Browser verwenden: Chrome, Edge oder Safari. Außerdem muss 
JavaScript aktiviert sein. Personen, die sich über den virtuellen Wortmeldetisch für einen 
Redebeitrag angemeldet haben, werden im passwortgeschützten Internetservice für ihren 
Redebeitrag freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der 
Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der 
Versammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, sofern die 
Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 
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8. Auskunftsrecht 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur 
sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein 
Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch 
auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den mit ihr 
verbundenen Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunftspflicht auch die Lage der  
MPC Capital-Gruppe und der in den MPC Capital-Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen. 
 
Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das 
Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der 
Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu unter Abschnitt 
7.) ausgeübt werden darf.  
 
§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner 
Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden 
ist, diese Auskunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen 
Verlangen in der Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist.  
 
Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine Auskunft 
verweigert wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft 
verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 
 
Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre 
Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Verlangen 
nach § 131 Abs. 4 Satz 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG außer im 
Wege der Videokommunikation, also im Rahmen des Rederechts und des dafür vorgesehenen 
Verfahrens (dazu unter Abschnitt 7.), auch im Wege der elektronischen Kommunikation über 
den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.mpc-capital.de/HV gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den entsprechenden 
Zugangsdaten in der Hauptversammlung übermitteln können. 
 

9. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der 
Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben das Recht, über den auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV passwortgeschützten Internetservice gemäß den 
dafür vorgesehenen Verfahren von Beginn der virtuellen Hauptversammlung am 13. Juni 2025 
an bis zum Ende der virtuellen Hauptversammlung Widerspruch gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung zu erklären. 
 
Darüber hinaus haben sie auch im Rahmen ihres Rederechts (dazu unter 7.) die Möglichkeit, 
Widerspruch zu Protokoll des Notars zu erklären. Die Gesellschaft weist nochmals darauf hin, 
dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter keine Weisungen zum 
Einlegen von Widersprüchen entgegennehmen. 
 

IV. Informationen zum Datenschutz 

Die MPC Münchmeyer Petersen Capital AG verarbeitet personenbezogene Daten (Name, 
Vorname, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und 
Nummer der Anmeldebestätigung (HV-Ticket) des Aktionärs sowie gegebenenfalls Name, 
Vorname, Anschrift und E-Mail-Adresse des vom jeweiligen Aktionär benannten 
Aktionärsvertreters) auf Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze, um Aktionären die 
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Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung der MPC Münchmeyer Petersen 
Capital AG zu ermöglichen. 
 
Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären im Rahmen der Anmeldung 
zur Hauptversammlung angegeben wurden, übermittelt die depotführende Bank deren 
personenbezogene Daten an die Gesellschaft. 
 
Die Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten ist für Ihre Teilnahme an der 
Hauptversammlung der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG zwingend erforderlich. Für die 
Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten ist die MPC Münchmeyer Petersen Capital 
AG die verantwortliche Stelle; Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. c) 
Datenschutz-Grundverordnung i.V.m. §§ 118 ff. AktG. Die MPC Münchmeyer Petersen Capital 
AG speichert Ihre personenbezogenen Daten, solange es für die Erfüllung der vorstehend 
genannten Pflichten erforderlich ist. 
 
Der Dienstleister der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, der zum Zwecke der 
Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt wurde, erhält von der MPC Münchmeyer 
Petersen Capital AG nur solche personenbezogenen Daten der Aktionäre und ggf. ihrer 
Aktionärsvertreter, die für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind, 
und verarbeitet die Daten ausschließlich nach Weisung der MPC Münchmeyer Petersen 
Capital AG im Rahmen einer schriftlich vereinbarten Auftragsdatenvereinbarung. 
 
Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis 
der Hauptversammlung können andere Teilnehmer, Aktionäre sowie elektronisch zur 
Versammlung zugeschaltete Vertreter von Aktionären Einblick in die in dem 
Teilnehmerverzeichnis erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von 
bekanntmachungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. -
wahlvorschlägen werden personenbezogene Daten veröffentlicht. Gleiches gilt bei der 
Zugänglichmachung von eingereichten Stellungnahmen nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 AktG. 
 
Sie haben ein jederzeitiges Auskunfts-, Berichtigungs-, Einschränkungs-, Widerspruchs- und 
Löschungsrecht bezüglich der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten sowie ein Recht 
auf Datenübertragung nach Kapitel III der Datenschutz-Grundverordnung. Diese Rechte 
können Sie gegenüber der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG unentgeltlich über die 
folgenden Kontaktdaten geltend machen: 
 
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Franziska Neugebauer 
Anna-Schneider-Steig 22 
50678 Köln 
Telefon: +49 221 9937 25790 
E-Mail: dataprotection@mpc-it.com 
 
Zudem steht Ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 
Datenschutz-Grundverordnung zu. 
 
Sie erreichen unsere Datenschutzbeauftragte ebenfalls unter den zuvor angegebenen 
Kontaktdaten. 
 
Hamburg, im April 2025 
 
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
Der Vorstand 
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Mindestinformationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie 
Tabelle 3 Blöcke A bis C des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 

Art der Angabe Beschreibung 

A. Inhalt der Mitteilung 

1. Eindeutige Kennung des Ereignisses MPCK062025HV 

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 

NEWM] 

B. Angaben zum Emittenten 

1. ISIN  DE000A1TNWJ4 

2. Name des Emittenten  MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 

C. Angaben zur Hauptversammlung  

1. Datum der Hauptversammlung  13.06.2025 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

20250613] 

2. Uhrzeit der Hauptversammlung 10:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

08:00 UTC] 

3. Art der Hauptversammlung  Ordentliche Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 

GMET] 

4. Ort der Hauptversammlung  Virtuelle Hauptversammlung:  

www.mpc-capital.de/HV 

Im Sinne des Aktiengesetzes:  

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, Palmaille 67, 22767 

Hamburg, Deutschland 

5. Aufzeichnungsdatum  22.05.2025, 24:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

20250522; 22:00 UTC] 

6. Uniform Resource Locator (URL)  www.mpc-capital.de/HV 

 
 


